
 

Vergabesatzung der Stadt Kaarst vom 27.10.2025 in der Fassung der 

 1. Änderung vom 29.04.2026 

 

Der Rat der Stadt Kaarst hat aufgrund der §§ 7 und 75a der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 

(GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 

(GV. NRW. S. 618) in seiner Sitzung vom 25.09.2025 die nachfolgende Satzung 

beschlossen, zuletzt geändert am 23.04.2026.  

§ 1* 

 

Geltungsbereich, Vergabevorschriften 

 

 

(1) Die Vorschriften dieser Vergabesatzung sind auf alle Lieferungen, 

Dienstleistungen und Bauleistungen, die von der Stadt Kaarst in Auftrag 

gegeben werden, anzuwenden. 

 

(2) Bei allen Vergaben nach Absatz 1 sind im Übrigen die einschlägigen 

gesetzlichen Bestimmungen zu beachten. 

 

 

(3)  Ausgenommen von der Anwendung dieser Satzung sind, 

a)  Aufträge an eine juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts, 

an der die Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen 

Gebietskörperschaften zu mehr als 50 Prozent beteiligt ist, 

b)  Verträge zwischen zwei oder mehreren öffentlichen Auftraggebern. 

Die Regelungen in § 2 und § 3 bleiben hiervon unberührt. 

 

§ 2* 

 

Zuständigkeit für die Entscheidung über Vergaben von Lieferungen und 

Leistungen 

 

 

(1) Im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel wird die Entscheidungs-

befugnis bei Vergaben übertragen auf: 

 

a) die Bürgermeisterin / den Bürgermeister oder die Stellvertreterin / den 

Stellvertreter und eine vertretungsberechtigte Beamtin oder Angestellte 

oder einen vertretungsberechtigten Beamten oder Angestellten bis zu 

100.000,00 Euro (brutto). 

 



b) ab einem Betrag von über 100.000,00 Euro (brutto) auf den Haupt-, 

Wirtschafts- und Finanzausschuss. 

 

(2) Bei Überschreitung der bereitgestellten Haushaltsmittel und bei außerplan-

mäßigen Ausgaben ist entsprechend den Bestimmungen über über- und 

außerplanmäßige Ausgaben in § 83 GO NRW zu verfahren. 

 

(3) Alle Vergaben sowie Nachtrags- und Ergänzungsaufträge im Werte ab 5.000,00 

Euro müssen dem zuständigen Ausschuss vierteljährlich mitgeteilt werden. 

 

 

§ 3 

 

Zuständigkeit für die Entscheidung über Vergaben von Bauleistungen 

 

 

(1) Der Rat entscheidet über die Aufnahme der für geplante Baumaßnahmen 

veranschlagten Kosten in den Haushalt und in das Investitionsprogramm. Der 

BPA entscheidet über das Bauprogramm sowie das Unterhaltungsprogramm, 

die Entwurfsplanung und das maximale Baubudget betreffend Freiflächen und 

Grünplanung.  

 

(2) Im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel und auf der Grundlage der 

Entscheidung des BPA richtet sich die Zuständigkeit für die Entscheidung über 

Vergaben von Bauleistungen nach § 2 Absatz 1, mit dem Zusatz, dass neben 

der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister auch die / der Technische 

Beigeordnete berechtigt ist, über Vergaben von Bauleistungen zu entscheiden. 

 

(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 2 Absätze 2 und 3 entsprechend. 

 

 

§ 4* 

 

Vergabegrundsätze  

 

(1) Grundsätzlich werden Lieferungen und Dienstleistungen sowie Bauleistungen nach 

öffentlicher Ausschreibung und nach Beschränkter Ausschreibung mit 

Teilnahmewettbewerb vergeben.  

 

(2) Bei öffentlichen Aufträgen, deren geschätzte Auftragswerte die gemäß § 106 des 

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der aktuellen Fassung 

festgelegten Schwellenwerte (EU-Schwellenwerte) ohne Umsatzsteuer 

überschreiten, sind die Vergabeverordnung (VgV) und die §§ 97 ff Gesetz 

gegen Wettbewerbsbeschränkung (GWB) Anwendung (europaweite Vergabe 

anzuwenden. 



 

(3) Auch unterhalb der EU-Schwellenwerte sind die europarechtlichen 

Grundprinzipien der Gleichbehandlung, Nichtdiskriminierung und Transparenz 

zu beachten. Die Auftragsvergabe muss im Einklang mit den Vorschriften und 

Grundsätzen des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

erfolgen. Wenn für den Auftrag ein eindeutiges grenzüberschreitendes 

Interesse im Sinne einer Binnenmarktrelevanz besteht, ist eine angemessene 

Veröffentlichung der Auftragsvergabe sowie der gleichberechtigte Zugang für 

Wirtschaftsteilnehmer aus allen Mitgliedstaaten sicherzustellen. 

 

(4) Sämtliche Vergabeverfahren sind auf elektronischem Wege in einfacher 

Textform nach § 126 b BGB mithilfe einer Vergabeplattform durchzuführen. 

Vergabeverfahren in Schriftform sind nicht zugelassen. Einzelfallbezogene 

Ausnahmen von dieser Regelung sind umfassend sachlich zu begründen und 

bei der Zentralen Submissionsstelle zu beantragen. Aufgrund des begründeten 

Antrages erfolgt eine rechtliche Prüfung und die abschließende Entscheidung. 

 

(5) Bei der Erbringung eines Eignungsnachweises kann das Instrument der 

Präqualifizierung genutzt werden. 

 

(6) Lieferungen, die dem Buchpreisbindungsgesetz unterliegen, sind nach den 

Bestimmungen des Vergaberechts durchzuführen. 

 

(7) Bei allen Vergabeverfahren, für die der Bieterkreis im Vorfeld festgelegt wird, 

sind mindestens drei Bieter, ab einem Nettoauftragswert von 30.000,00 € fünf 

Bieter zur Angebotsabgabe aufzufordern. Sollte dies aufgrund der Eigenart des 

Auftrages nicht möglich sein, ist dies im Vergabevermerk zu erläutern. 

 

(8) Bei allen Lieferungen, Leistungen und Bauleistungen sind entsprechend dem 

jeweiligen Erkenntnisstand umweltfreundliche Produkte oder Verfahren 

auszuwählen und bei Ausschreibungen zu berücksichtigen. Insbesondere sind 

die Bestimmungen des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW zu beachten. 

 

(9) Bei jeder Entscheidung über eine Vergabe sind die Grundsätze des 

Haushaltsrechts, das Gebot der Wirtschaftlichkeit und die Interessen der Stadt, 

soweit sie den rechtlichen Bestimmungen nicht entgegenstehen, zu beachten. 

 

(10) Bei Maßnahmen, die mit Zuweisungen oder Darlehen (z.B. des Bundes oder 

Landes) gefördert werden, sind die durch die jeweiligen Bewilligungsbescheide 

vorgeschriebenen Vergabegrundsätze zu beachten. Bei Nichtberücksichtigung 

dieser Grundsätze ist die Rückforderung von Drittmitteln nicht auszuschließen. 

 

 

(11) Die Regelung in § 104 Abs. 1 Nr. 5 GO NRW, nach der die örtliche 

Rechnungsprüfung die gesetzlich vorgeschriebene Aufgabe der Prüfung von 

Vergaben wahrnimmt, bleibt unberührt. 



 

 

§ 4a* 

 Befugnis des Haupt-, Wirtschafts- und Finanzausschusses in Sonderfällen 

 

 In Sonderfällen kann der Haupt-, Wirtschafts- und Finanzausschuss bis zum 

Erreichen des Schwellenwertes für EU-Vergabeverfahren entscheiden, dass und 

inwiefern von der Vergabesatzung abgewichen wird. Um einen Sonderfall handelt 

es sich insbesondere dann, wenn die Vergabe dringlich ist, weil der Stadt ein 

besonderer finanzieller Nachteil droht oder wenn die Bedrohung überragender 

Rechtsgüter, wie Leib oder Leben, die sofortige Vergabe erfordert. 

 

 

 

§ 5 

Vergabeverfahren - Wertgrenzen  

 

(1) Für die Vergabe von Aufträgen unterhalb der EU-Schwellenwerte ohne 

Umsatzsteuer ist für Bauleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für 

Bauleistungen - Teil A: Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von 

Bauleistungen (Abschnitt1) in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden 

sowie für Liefer- und Dienstleistungen die Unterschwellenvergabeordnung in 

der jeweils geltenden Fassung.  

 

(2) Bauleistungen 

Abweichend von § 3a Absatz 4 der Vergabe- und Vertragsordnung für 

Bauleistungen Teil A (Abschnitt 1) können Bauleistungen bis zu einem 

voraussichtlichen Auftragswert von 25.000,00 € ohne Umsatzsteuer und unter 

Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens beschafft 

werden (Direktauftrag). Der zuständige Bereich der Verwaltung soll zwischen 

den beauftragten Unternehmen wechseln. 

 

Abweichend von § 3a Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 3 Satz 2 der Vergabe- und 

Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A (Abschnitt 1) gelten bei Bauleistungen 

die nachfolgenden Wertgrenzen: 

 

a) Eine beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb ist zulässig 

bis zu einem vorab geschätzten Einzelauftragswert von 250.000,00 € ohne 

Umsatzsteuer. Aufträge im Baubereich werden ab einem geschätzten 

Nettoauftragswert von über 250.000,00 Euro nach Öffentlicher 

Ausschreibung vergeben 

b) Eine Freihändige Vergabe ist zulässig bis zu einem vorab geschätzten 

Einzelauftragswert in Höhe von 100.000,00 € ohne Umsatzsteuer. 

 

(3) Liefer- / Dienstleistungen 



Abweichend von § 14 der Unterschwellenvergabeordnung können Liefer- und 

Dienstleistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 25.000,00 € 

ohne Umsatzsteuer und unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ohne die Durchführung eines 

Vergabeverfahrens beschafft werden (Direktauftrag). Der zuständige Bereich 

der Verwaltung soll zwischen den beauftragten Unternehmen wechseln. 

 

Unabhängig von der Begründung nach § 8 Unterschwellenvergabeordnung 

kann bei Aufträgen über Liefer- und Dienstleistungen bis zu einem geschätzten 

Auftragswert in Höhe von 100.000,00 € ohne Umsatzsteuer wahlweise eine 

Verhandlungsvergabe oder eine Beschränkte Ausschreibung (jeweils ohne 

Teilnahmewettbewerb) durchgeführt werden. 

 

 

 

(4) Freiberufliche Leistungen 

Für Aufträge über Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit 

erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflichen Tätigkeiten angeboten werden, 

gilt § 50 der Unterschwellenvergabeordnung. Diese Leistungen sind 

grundsätzlich im Wettbewerb zu vergeben. Die Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind hierbei zu beachten. Aufträge über 

freiberufliche Leistungen bis zu einem vorab geschätzten Auftragswert in Höhe 

von 25 000 Euro ohne Umsatzsteuer können unter Beachtung der Grundsätze 

der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit direkt an einen geeigneten Bewerber 

vergeben werden (Direktauftrag). 

 

 

(5) Soziale und andere besondere Dienstleistungen 

Bei Aufträgen über soziale und andere besondere Dienstleistungen im Sinne 

von § 130 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen steht 

dem Auftraggeber bis zu einem vorab geschätzten Auftragswert in Höhe von 

250 000 Euro ohne Umsatzsteuer abweichend von § 49 der 

Unterschwellenvergabeordnung neben der Öffentlichen Ausschreibung und der 

Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb stets auch die 

Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb und die 

Verhandlungsvergabe mit und ohne Teilnahmewettbewerb nach seiner Wahl 

zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

§ 6 

Überschreitung der veranschlagten Kosten 

 

 



(1) Vor der Vergabe von Lieferungen und Leistungen ist von den zuständigen 

Bereichen der Verwaltung festzustellen, ob die Vergabesumme im Rahmen der 

veranschlagten Kosten liegt. 

 

(2) Die Gesamtbausumme einer Bauleistung bzw. Baumaßnahme ist zu diesem 

Zweck in einem Kostenspiegel nach Gewerken aufzuschlüsseln. Bei der 

Feststellung, ob eine Überschreitung vorliegt, ist von der veranschlagten 

Gesamtsumme im Kostenspiegel auszugehen. 

 

(3) Bei einer Überschreitung der veranschlagten Kosten sind Einsparmöglichkeiten 

aufzuzeigen. Sind keine Einsparungen möglich, so sind vor Vergabe zusätzliche 

Mittel zu beantragen bzw. Deckungsvorschläge zu erarbeiten. 

 

 

 

§ 7 

 

Schlussbestimmungen 

 

Bei allen Leistungs- und Lieferungsverträgen ist als Erfüllungsort Kaarst und als 

Gerichtsstand das für Kaarst zuständige Gericht zu vereinbaren. 

 

 

§ 8  

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Vergabeordnung 

der Stadt Kaarst vom 30. April 2015 in der aktuellen Fassung außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 



 

Hinweis: 

Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 

Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer 

Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

2. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 

 3. die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt. 

Kaarst, den 27.10.2025 

Die Bürgermeisterin 

 

Ursula Baum 

*Der Rat der Stadt Kaarst hat am 23.04.2026 die 1. Änderung beschlossen. Die 

Veröffentlichung durch Bereitstellung im Internet auf der Homepage der Stadt Kaarst 

erfolgte am 30.04.2026. 


